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Magistrat
E r n ä h r u n g

Nachbelieferung und Verfall von Tee-Abschnitten

Auf Grund der Verordnung vom 27. August 1939 über 
die öffentliche Bewirtschaftung von landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen (RGBl. I, S. 1521) wird bestimmt:

1. Die Tee-Abschnitte der Lebensmittelkarten April 
und Mai 1946 sind im sowjetrussischen Sektor 
Berlins in vierfacher Menge des Markenwertes mit 
Kaffee-Ersatz zu beliefern (8(5 g Kaffee-Ersatz für 
die 20-g-Teemarke).

2. Die Gültigkeit sämtlicher Tee-Abschnitte an den 
bisher ausgegebenen Berliner Lebensmittelkarten 
erlischt mit dem 31. August 1946.

3. Die Tee-Abschnitte sämtlicher Berliner Lebens­
mittelkarten sind spätestens zusammen mit den 
Lebensmittelkarten-Abschnitten der III. August- 
Dekade abzunehmen.

4. Zuwiderhandelnde setzen sich der Gefahr der 
Strafverfolgung nach den Vorschriften der Ver- 
brauchsregelungs-Strafverordnung in der Fassung 
vom 26. November 1941 (RGBl. I, S. 734) aus.

B e r l i n ,  den 26. August 1946.

Magistrat der Stadt Berlin 

Der Oberbürgermeister 
I. V.: О r 1 о p p

Verfall von Bezugsrechten

Auf Grund der Verordnung vom 27. August 1939 über
die öffentliche Bewirtschaftung von landwirtschaftlichen

Erzeugnissen (RGBl. I, S. 1521) wird bestimmt:
• •

1. Die Abschnitte aller Lebensmittelkarten einschließ­
lich der Abschnitte der Kartoffelkarten für August 
1946 sowie der Milchbezugsausweise für August 
1946 verfallen mit dem 31. August 1946.

Die Abschnitte des Berliner Bezugsausweises 
— 3. und 4. Ausgabe — gelten bis zu den im 
Einzelfall von den zuständigen Stellen festgesetzten 
Terminen.

Den Kleinhandelsgeschäften, Gaststätten usw. ist 
es nicht gestattet, verfallene Bezugsrechte zu be­
liefern oder Gutscheine über demnächst ver­
fallende Bezugsrechte auszugeben.

2. Zuwiderhandelnde setzen sich der Gefahr der Straf­
verfolgung nach den Vorschriften der Verbrauchs- 
regelungs-Strafverordnung in der Fassung vom
26. November 1941 (RGBl. I, S. 734) aus

B e r l i n ,  den 29. August 1946.

Magistrat der Stadt Berlin 

Der Oberbürgermeister 
I. V.; О r 1 о p p

Verfall von Lebensmittelbezugsrechten

Auf Grund der Verordnung vom 27. August 1939 über 
die öffentliche Bewirtschaftung von landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen (RGBl. I, S. 1521) wird angeordnet:

a) Die Lebensmittelkarten und ihre Abschnitte ver­
fallen regelmäßig mit Ende des Monats, für den 
sie nach ihrem Aufdruck gelten. Dies gilt auch für 
die Nebenkarten wie z. B. Kartoffelkarten und 
Milchbezugsausweise.

b) Ausnahmen von derltegelung zu a) werden jeweils 
besonders bekanntgegeben.

c) Kleinhandelsgeschäften, Gaststätten usw. ist es 
nicht gestattet, verfallene Bezugsrechte zu be­
liefern o d e r  G u t s c h e i n e  ü b e r  d e m ­
n ä c h s t  v e r f a l l e n d e  B e z u g s r e c h t e  
a u s z u g e b e n .  ,

d) Zuwiderhandelnde setzen sich der Gefahr der Straf­
verfolgung nach den Vorschriften der Verbrauchs- 
regelungs-Strafverordnung in der Fassung vom 
26. November 1941 (RGBl. I, S. 734) aus.

e) Diese Anordnung tritt mit Ende September d. J. 
in Kraft.

B e r l i n ,  den 5. September 1946.

Magistrat der Stadt Berlin 

Der Oberbürgermeister 
I. V.: О r 1 о p p

A r b e i t
Betriebliche Organisation des Arbeitsschutzes

Auf Grund der Anordnung der Alliierten Kommandan­
tur Berlin vom 29. März 1946 BK/O (46) 147 über die Er­
richtung eines Arbeitsinspektorats wird zur Vertiefung 
des Arbeitsschutzes iri~den Betrieben folgende Anordnung 
erlassen:

§ 1. Organe des Betriebes für die Aufgaben des Arbeits­
schutzes sind der Obmann für Arbeitsschutz, der 

" Sicherheitsbeauftragte, die Arbeitsschutzkommis­
sion und die Unfallvertrauensmänner.

§ 2. Der Betriebsrat setzt eines seiner Mitglieder als 
Obmann für Arbeitsschutz ein. In Betrieben, in 
denen kein Betriebsrat besteht, wählt die Beleg­
schaft den Obmann für Arbeitsschutz.

§ 3. In Betrieben mit 50 und mehr Beschäftigten bestellt 
der Unternehmer einen Sicherheitsbeauftragten 
(Sicherheitsingenieur, Sicherheitsmeister oder der­
gleichen).

§ 4. In Betrieben mit 50 und mehr Beschäftigten bilden 
der Obmann für Arbeitsschutz, der Sicherheits­
beauftragte und ein Mitglied der gewerkschaft­
lichen Betriebsvertretung die Arbeitsschutzkommis­
sion. In größeren Betrieben ergänzt sich die Kom­
mission durch Zuwahl weiterer geeigneter Mit­
glieder.

§ 5. In größeren Betrieben mit mehreren Betriebsabtei­
lungen, insbesondere solchen mit verschiedenarti-

\


